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Geld zur Traumaverarbeitung
HANAU Ein halbes Jahr nach dem Terroranschlag legt das Land ein Förderprogramm auf. Es soll den Hinterbliebenen der
Opfer zugute kommen.

Von Luise Glaser-Lotz
Die Opfer des Terroranschlags vom 19.
Februar  und  ihre  Angehörigen  sollen
nicht vergessen werden. Das versichern
der hessische Ministerpräsident Volker
Bouffier und Innenminister Peter Beuth
(beide CDU). Sie haben am Mittwoch,
genau sechs Monate nach dem Attentat,
ein  "Sonderförderprogramm  Hanau
2020" angekündigt. Der fremdenfeindli-
che Attentäter hatte vor einem halbem
Jahr in den späten Abendstunden des 19.
Februars  wahllos  neun  Menschen  mit
ausländischen  Wurzeln  erschossen.
Danach  tötete  er  seine  kranke  Mutter
und  sich  selbst.
Das Landesprogramm umfasst nach den
Worten Beuths 600 000 Euro. Das Geld
soll bis 2022 für die Arbeit mit Betroffe-
nen des Anschlags verwendet werden.
Außerdem kündigte der Minister  wei-
tere finanzielle Hilfe aus dem Landes-
ausgleichsstock für die Stadt Hanau an.
Beuth  lobte  die  "zahlreichen  guten
Initiativen  und  Ideen  der  Stadt  sowie
weiterer  Partnern  aus  der  Zivilgesell-
schaft". Auf ihrer Arbeit könne aufge-
baut werden.
Die schreckliche Tat vom 19. Februar
habe das Land ins Mark getroffen, sagte
Beuth. Mit dem Sonderprogramm solle
eine langfristige Unterstützung für die
Überlebenden  und  Hinterbliebenen
ermöglicht werden. "Die traumatischen
Erlebnisse werden nicht verschwinden,
aber  mit  professioneller  Hilfe  vor  Ort
kann das Leid der Betroffenen gemin-
dert werden", sagte der Minister.
Um den Herausforderungen kurzfristig
zu begegnen,  sei  noch in  diesem Jahr
eine Förderung von Projekten möglich.
Gedacht  ist  nach  seinen  Worten  bei-

spielsweise  an  die  Unterstützung  der
Anlaufstelle  für  Angehörige,  Freunde
und weitere Betroffene des Anschlags.
Ermöglichen will man außerdem Hilfen
für betroffene Eltern und Kinder, damit
diese  sich  wieder  besser  im  Alltag
zurechtfinden. Dabei könnten Gruppen-
angebote  zum  Thema  Trauma  sowie
Trauer  und  Angst  helfen.
Das Geld sei  auch für  andere  Formen
der Angehörigenarbeit, der psychosozia-
len Beratung und emotionalen Stabili-
sierung einzusetzen. Dazu zählten etwa
Gedenkveranstaltungen.  Die  Projekte
sollen zudem das Sicherheitsgefühl in
der Stadt Hanau stärken.
Das  "Sonderförderprogramm  Hanau
2020"  ist  Teil  des  Landesprogramms
"Hessen  -  aktiv  für  Demokratie  und
gegen Extremismus". Begleitet wird es
vom  "Hessischen  Informations-  und
Kompetenzzentrum  gegen  Extremis-
mus" im Ministerium des Innern und für
Sport. Die Förderung für das laufende
Jahr sehe die Unterstützung von bis zu
drei Projekten mit einem Umfang von
jeweils höchstens 50 000 Euro vor. Eine
Jury soll zügig die Projekte auswählen,
an der auch die Stadt beteiligt ist. Vor-
s c h l ä g e  k ö n n e n  u n t e r
www.hke.hessen.de eingereicht werden.
Oberbürgermeister  Claus  Kaminsky
(SPD) wertete das Förderprogramm als
eine starke Botschaft, die einmal mehr
zeige, dass der Anschlag von der Stadt
nicht allein bewältigt werden müsse und
man auf die Solidarität der Gesellschaft
bauen könne. Bereits unmittelbar nach
dem  Anschlag  hatten  sich  laut  Beuth
sowohl  das  Land  als  auch  der  Bund
neben den Verantwortlichen der Stadt
und der Polizei sowie privaten Trägern

für die Opferangehörigen engagiert. So
habe der Bund kurzfristig den Zuschuss
für die örtliche Partnerschaft für Demo-
kratie erhöht. Das Land habe zudem die
Zuwendung für die in Hanau ansässige -
Fachstelle für Demokratieförderung und
Extremismusprävention von 50 000 auf
100 000 Euro für 2020 verdoppelt.
Auch  Ministerpräsident  Bouffier  ließ
wissen,  dass  die  Unterstützung  der
Opferfamilien oberste Priorität habe. Sie
dürften  nicht  alleingelassen  werden,
heißt es in einer Pressemitteilung. "Wir
müssen  uns  alle  gemeinsam entschie-
den gegen Rassismus, Hass und Hetze
in  der  Gesellschaft  stellen",  äußerte
Bouffier.  Es  sei  ihm ein  persönliches
Anliegen, mit den Familien der Opfer in
Kontakt zu bleiben und den Dialog mit
ihnen fortzuführen. Seinem Besuch bei
den  Familien  unmittelbar  nach  dem
Anschlag will  er  ein  weiteres  Treffen
hinzufügen. Es soll Ende August statt-
finden.
Bereits unmittelbar nach dem Anschlag
hatten  Bundes-  und  Landesregierung
sowie Sicherheitsbehörden mit umfas-
senden Hilfs- und Begleitangeboten für
die überlebenden Opfer und Hinterblie-
benen  reagiert.  Dazu  zählt  Bouffier
unter anderem die Summe von 1,3 Mil-
lionen Euro, die der Bundesopferbeauf-
tragte  an  "Härtefallleistungen"  an  die
Hinterbliebenen, Schwerverletzten und
unmittelbar Betroffenen des Terroran-
schlags  ausgezahlt  habe.  Konkrete
Hilfsangebote habe zudem der maßgeb-
lich vom Land getragene Opferhilfever-
ein Hanauer Hilfe insbesondere bei der
Traumaverarbeitung und der Hilfestel-
lung bei Anträgen geleistet.
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